
BESCHLUSS DES RATES
vom 22. März 2004

zur Anpassung der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Re-
publik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen
Republik und die Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge infolge der

Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik

(2004/281/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den am 16. April 2003 in Athen unterzeichneten
Vertrag über den Beitritt der Tschechischen Republik, Estlands,
Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, Slowe-
niens und der Slowakei zur Europäischen Union (1), insbeson-
dere auf Artikel 2 Absatz 3,

gestützt auf die Akte über die Bedingungen des Beitritts der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Re-
publik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Re-
publik Slowenien und der Slowakischen Republik und die
Anpassungen der die Europäische Union begründenden
Verträge (nachstehend „Beitrittsakte“ genannt) (2), insbesondere
auf Artikel 23,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)
und insbesondere der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege-
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (4)
wurde der gemeinschaftliche Besitzstand, auf dem die
Beitrittsverhandlungen basierten, wesentlich verändert.

(2) Deshalb ist die Akte über den Beitritt der Tschechischen
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens,
Ungarns, Maltas, Polens, Sloweniens und der Slowakei
(im Folgenden „die neuen Mitgliedstaaten“) zu ändern,
um die Verhandlungsergebnisse insbesondere mit dem
neuen gemeinschaftlichen Besitzstand in Einklang zu
bringen, insbesondere dort, wo Bezugnahmen in der
Beitrittsakte nicht mehr dem aktuellen Stand entsprechen
oder wo die Verhandlungsergebnisse mit den neuen
Agrarverordnungen nicht kompatibel sind.

(3) Bei Vornahme der erforderlichen Anpassungen der
Beitrittsakte müssen die wesentlichen Aspekte und
Grundsätze der Verhandlungsergebnisse gewahrt und auf
neue Elemente angewandt werden. Im Übrigen sollten
sich die Anpassungen der Beitrittsakte auf das absolut
Notwendige beschränken.

(4) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1787/2003 des Rates vom
29. September 2003 zur Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 1255/1999 über die gemeinsame Marktorgani-

sation für Milch und Milcherzeugnisse (5) und der
Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die Erhebung einer Abgabe
im Milchsektor (6) wird der gemeinschaftliche Besitzstand
im Milchsektor wesentlich geändert. Deshalb müssen in
diesem Bereich technische Anpassungen der Beitrittsakte
vorgenommen werden, damit die Verhandlungser-
gebnisse auf den neuen gemeinschaftlichen Besitzstand
Bezug nehmen und mit diesem im Einklang stehen.

(5) Die im Rahmen der Beitrittsverhandlungen für die neuen
Mitgliedstaaten geschaffene neue „Maßnahme zur Anpas-
sung an die Gemeinschaftsnormen“ und die mit der
Verordnung (EG) Nr. 1783/2003 des Rates vom
29. September 2003 zur Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 1257/1999 über die Förderung der Entwick-
lung des ländlichen Raums durch den Europäischen
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
(EAGFL) (7) eingeführte Maßnahme zur Einhaltung der
Normen sind dergestalt zu verschmelzen, dass Über-
schneidungen zwischen ihnen vermieden werden,
während die Möglichkeiten, die den neuen Mitglied-
staaten im Rahmen der „Maßnahme zur Anpassung an
die Gemeinschaftsnormen“ zur Verfügung stehen,
bestehen bleiben.

(6) Maßnahmen der Kategorie LEADER (Gemeinschaftsini-
tiative für die Entwicklung des ländlichen Raums) zu-
gunsten der neuen Mitgliedstaaten sollten mit Hilfe einer
in die Strukturfondsprogramme integrierten Maßnahme
und nicht durch ein separates Programm gefördert
werden.

(7) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 wird die
Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 zur Festlegung von Gemeinschaftsregeln
für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik (8) aufgehoben. Die Bestimmungen über die
Einführung von Direktzahlungen in den neuen Mitglied-
staaten und über die Regelung für die einheitliche
Flächenzahlung müssen deshalb in die Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 des Rates einbezogen werden.

(8) Zur Wahrung der Verhandlungsergebnisse muss mit den
erforderlichen Anpassungen insbesondere dafür gesorgt
werden, dass die Grundanforderungen an die Betriebs-
führung, die in den Bestimmungen über die Auflagen-
bindung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
vorgesehen sind, für diejenigen neuen Mitgliedstaaten,
die die Regelung der einheitlichen Flächenzahlung
anwenden, auf fakultativer Basis gelten.
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(1) ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 17.
(2) ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 33.
(3) Stellungnahme vom 11. März 2004 (noch nicht im Amtsblatt veröf-

fentlicht).
(4) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1.

(5) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 121.
(6) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 123.
(7) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 70.
(8) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 113.



(9) Die neuen Mitgliedstaaten sollten bei Ablauf der
Geltungsdauer der Regelung für die einheitliche Flächen-
zahlung die Betriebsprämienregelung einführen.

(10) Nach der Einführung der Betriebsprämienregelung
müssen einige Anpassungen vorgenommen werden, um
die Kohärenz der ergänzenden einzelstaatlichen Direkt-
zahlungen zu wahren. So müssen insbesondere die
Vereinbarungen in der Beitrittsakte angepasst werden,
damit sichergestellt ist, dass derartige Ergänzungszah-
lungen wie geplant unter drei verschiedenen Rahmenbe-
dingungen funktionieren können: erstens der „klas-
sischen“ Direktzahlung, zweitens der regionalen Option
der neuen einheitlichen Betriebsprämienregelung und
drittens der Regelung für die einheitliche Flächenzah-
lung.

(11) Die Beitrittsakte sollte angepasst werden, damit etwaige
Übergangszeiträume, die mit inzwischen aufgehobenen
Verordnungen gewährt wurden, weiter gelten —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Anhang II Kapitel 6 Abschnitt A „Rechtsvorschriften im
Agrarbereich“ der Beitrittsakte wird wie folgt angepasst:

1. Nummer 13 erhält folgende Fassung:

„13. 32003 R 1788: Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des
Rates vom 29. September 2003 über die Erhebung
einer Abgabe im Milchsektor (ABl. L 270 vom
21.10.2003, S. 123)“.

a) Dem Artikel 1 werden folgende Absätze angefügt:

„(4) Für die Tschechische Republik, Estland, Lettland,
Litauen, Ungarn, Polen, Slowenien und die Slowakei ist
eine Sonderreserve für die Umstrukturierung gemäß
Tabelle g des Anhangs I zu bilden. Diese Reserve wird
ab 1. April 2006 in dem Maße freigegeben, wie der
Eigenverbrauch der Landwirte von Milch und Milcher-
zeugnissen in jedem dieser Länder — seit 1998 für
Estland und Lettland und seit 2000 für die Tschechische
Republik, Litauen, Ungarn, Polen, Slowenien und die
Slowakei — zurückgegangen ist. Die Kommission trifft
nach dem Verfahren des Artikels 23 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 auf der Grundlage der
Bewertung eines Berichts, den die Tschechische Republik,
Estland, Lettland, Litauen, Ungarn, Polen, Slowenien und
die Slowakei der Kommission bis 31. Dezember 2005
vorlegen müssen, eine Entscheidung über die Freigabe
der Reserve und über ihre Aufteilung auf die Quoten für
Lieferungen und Direktverkäufe. Dieser Bericht muss
detaillierte Angaben zu den Ergebnissen und Tendenzen
des gegenwärtigen Umstrukturierungsprozesses im
Milchsektor des jeweiligen Landes enthalten, insbeson-
dere in Bezug auf die Umstellung von einer Erzeugung
für den Eigenverbrauch der Landwirte auf eine Erzeu-
gung für den Markt.

(5) Für die Tschechische Republik, Estland, Zypern,
Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und
die Slowakei schließen die nationalen Referenzmengen

alle Kuhmilch bzw. jedes Kuhmilchäquivalent ein, die an
einen Abnehmer geliefert oder direkt an den Verbraucher
verkauft werden, und zwar unabhängig davon, ob sie im
Rahmen einer für diese Länder geltenden Übergangsrege-
lung erzeugt bzw. vermarktet worden sind oder nicht.“

b) Dem Artikel 6 Absatz 1 werden folgende Unterabsätze
angefügt:

„Für die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lett-
land, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die
Slowakei ist die Grundlage der einzelbetrieblichen Refe-
renzmengen in Tabelle f des Anhangs I angegeben.

Für die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland,
Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die
Slowakei beginnt der Zwölfmonatszeitraum für die Fest-
setzung der einzelbetrieblichen Referenzmengen wie
folgt: für Ungarn am 1. April 2001, für Malta und
Litauen am 1. April 2002, für die Tschechische Repu-
blik, Zypern, Estland, Lettland und die Slowakei am
1. April 2003 und für Polen und Slowenien am 1. April
2004.

Zur Anwendung von Artikel 95 der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 (*) können Polen und Slowenien jedoch
gegebenenfalls auf der Grundlage des Zwölfmonatszeit-
raums, der am 1. April 2003 beginnt, vorläufige einzel-
betriebliche Referenzmengen und ab 1. April 2005
endgültige einzelbetriebliche Referenzmengen festlegen.
Bis 1. April 2005 gelten die Artikel 3 und 4 der vorlie-
genden Verordnung nicht für die Erzeuger in Polen und
Slowenien.

Für Polen wird die Aufteilung der Gesamtmenge auf ‚Lie-
ferungen‘ und ‚Direktverkäufe‘ auf der Grundlage der
tatsächlichen Zahlen über Lieferungen und Direktver-
käufe für 2003 überarbeitet und gegebenenfalls von der
Kommission gemäß dem Verfahren des Artikels 23
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 ange-
passt.

(*) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1.“

c) Dem Artikel 9 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz
angefügt:

„Für die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lett-
land, Litauen, Ungarn, Polen, Slowenien und die Slowakei
entspricht der Referenzfettgehalt gemäß Absatz 1 dem
Referenzfettgehalt der Mengen, die den Erzeugern an
folgenden Zeitpunkten zugeteilt waren: für Ungarn am
31. März 2002, für Litauen am 31. März 2003, für die
Tschechische Republik, Zypern, Estland, Lettland und die
Slowakei am 31. März 2004 sowie für Polen und Slowe-
nien am 31. März 2005.“

d) In Anhang I erhalten die Tabellen folgende Fassung:

„a) Zeitraum 2004/2005

Für die Tschechische Republik, Estland, Zypern,
Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien
und die Slowakei gelten die nationalen Referenz-
mengen gemäß Artikel 1 Absatz 1 vom 1. Mai
2004 bis 31. März 2005.
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Mitgliedstaat Menge in Tonnen

Belgien 3 310 431,000

Tschechische Republik 2 682 143,000

Dänemark 4 455 348,000

Deutschland 27 864 816,000

Estland 624 483,000

Griechenland 820 513,000

Spanien 6 116 950,000

Frankreich 24 235 798,000

Irland 5 395 764,000

Italien 10 530 060,000

Zypern 145 200,000

Lettland 695 395,000

Litauen 1 646 939,000

Luxemburg 269 049,000

Ungarn 1 947 280,000

Malta 48 698,000

Niederlande 11 074 692,000

Österreich 2 749 401,000

Polen 8 964 017,000

Portugal 1 870 461,000

Slowenien 560 424,000

Slowakei 1 013 316,000

Finnland 2 407 003,324

Schweden 3 303 000,000

Vereinigtes Königreich 14 609 747,000

b) Zeitraum 2005/2006

Mitgliedstaat Menge in Tonnen

Belgien 3 310 431,000

Tschechische Republik 2 682 143,000

Dänemark 4 455 348,000

Deutschland 27 864 816,000

Estland 624 483,000

Griechenland 820 513,000

Spanien 6 116 950,000

Frankreich 24 235 798,000

Irland 5 395 764,000

Italien 10 530 060,000

Zypern 145 200,000

Lettland 695 395,000

Litauen 1 646 939,000

Luxemburg 269 049,000

Ungarn 1 947 280,000

Malta 48 698,000

Niederlande 11 074 692,000

Österreich 2 749 401,000

Polen 8 964 017,000

Portugal (*) 1 920 461,000

Slowenien 560 424,000

Mitgliedstaat Menge in Tonnen

Slowakei 1 013 316,000

Finnland 2 407 003,324

Schweden 3 303 000,000

Vereinigtes Königreich 14 609 747,000

(*) Besondere Erhöhung um 50 000 Tonnen ausschließlich zu-
gunsten der Erzeuger auf den Azoren.

c) Zeitraum 2006/2007

Mitgliedstaat Menge in Tonnen

Belgien 3 326 983,000

Tschechische Republik 2 682 143,000

Dänemark 4 477 624,000

Deutschland 28 004 140,000

Estland 624 483,000

Griechenland 820 513,000

Spanien 6 116 950,000

Frankreich 24 356 977,000

Irland 5 395 764,000

Italien 10 530 060,000

Zypern 145 200,000

Lettland 695 395,000

Litauen 1 646 939,000

Luxemburg 270 394,000

Ungarn 1 947 280,000

Malta 48 698,000

Niederlande 11 130 066,000

Österreich 2 763 148,000

Polen 8 964 017,000

Portugal 1 929 824,000

Slowenien 560 424,000

Slowakei 1 013 316,000

Finnland 2 419 025,324

Schweden 3 319 515,000

Vereinigtes Königreich 14 682 697,000

d) Zeitraum 2007/2008

Mitgliedstaat Menge in Tonnen

Belgien 3 343 535,000

Tschechische Republik 2 682 143,000

Dänemark 4 499 900,000

Deutschland 28 143 464,000

Estland 624 483,000

Griechenland 820 513,000
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Mitgliedstaat Menge in Tonnen

Spanien 6 116 950,000

Frankreich 24 478 156,000

Irland 5 395 764,000

Italien 10 530 060,000

Zypern 145 200,000

Lettland 695 395,000

Litauen 1 646 939,000

Luxemburg 271 739,000

Ungarn 1 947 280,000

Malta 48 698,000

Niederlande 11 185 440,000

Österreich 2 776 895,000

Polen 8 964 017,000

Portugal 1 939 187,000

Slowenien 560 424,000

Slowakei 1 013 316,000

Finnland 2 431 047,324

Schweden 3 336 030,000

Vereinigtes Königreich 14 755 647,000

e) Zeiträume 2008/2009 bis 2014/2015

Mitgliedstaat Menge in Tonnen

Belgien 3 360 087,000

Tschechische Republik 2 682 143,000

Dänemark 4 522 176,000

Deutschland 28 282 788,000

Estland 624 483,000

Griechenland 820 513,000

Spanien 6 116 950,000

Frankreich 24 599 335,000

Irland 5 395 764,000

Italien 10 530 060,000

Zypern 145 200,000

Lettland 695 395,000

Litauen 1 646 939,000

Luxemburg 273 084,000

Ungarn 1 947 280,000

Malta 48 698,000

Niederlande 11 240 814,000

Österreich 2 790 642,000

Polen 8 964 017,000

Portugal 1 948 550,000

Slowenien 560 424,000

Slowakei 1 013 316,000

Finnland 2 443 069,324

Schweden 3 352 545,000

Vereinigtes Königreich 14 828 597,000

f) Referenzmengen für Lieferungen und Direktverkäufe
gemäß Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2

Mitgliedstaat
Referenzmengen

für Lieferungen in
Tonnen

Referenzmengen
für Direktverkäufe

in Tonnen

Tschechische Re-
publik

2 613 239 68 904

Estland 537 188 87 365

Zypern 141 337 3 863

Lettland 468 943 226 452

Litauen 1 256 440 390 499

Ungarn 1 782 650 164 630

Malta 48 698 —

Polen 8 500 000 464 017

Slowenien 467 063 93 361

Slowakei 990 810 22 506

g) Mengen der Sonderreserve für die Umstrukturierung
gemäß Artikel 1 Absatz 4

Mitgliedstaat
Mengen der Sonderreserve für

die Umstrukturierung in
Tonnen

Tschechische Republik 55 788

Estland 21 885

Lettland 33 253

Litauen 57 900

Ungarn 42 780

Polen 416 126

Slowenien 16 214

Slowakei 27 472“

e) Die Tabelle in Anhang II erhält folgende Fassung:

„REFERENZFETTGEHALT

Mitgliedstaat Referenzfettgehalt (g/kg)

Belgien 36,91

Tschechische Republik 42,10

Dänemark 43,68

Deutschland 40,11

Estland 43,10

Griechenland 36,10

Spanien 36,37

Frankreich 39,48

Irland 35,81
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Mitgliedstaat Referenzfettgehalt (g/kg)

Italien 36,88

Zypern 34,60

Lettland 40,70

Litauen 39,90

Luxemburg 39,17

Ungarn 38,50

Niederlande 42,36

Österreich 40,30

Polen 39,00

Portugal 37,30

Slowenien 41,30

Slowakei 37,10

Finnland 43,40

Schweden 43,40

Vereinigtes Königreich 39,70“

2. Nummer 15 Buchstabe c) erhält folgende Fassung:

„c) Artikel 5 erhält folgende Fassung:

‚Artikel 5

Die Unternehmen, die Kartoffelstärke bis zu der in
Artikel 2 Absatz 2 bzw. Artikel 2 Absatz 4 genannten
Höchstkontingentsmenge erzeugen, erhalten eine Prämie
von 22,25 EUR je Tonne der erzeugten Stärke, sofern
sie den Kartoffelerzeugern den Mindestpreis gemäß Arti-
kel 4a für alle Kartoffeln gezahlt haben, die zur Stär-
keerzeugung bis zur Kontingentsmenge erforderlich
sind.‘“

3. Nummer 25 erhält folgende Fassung:

„25. 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsre-
gelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93,
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG)
Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/
1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000,
(EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001 (ABl. L
270 vom 21.10.2003, S. 1).“

a) Dem Artikel 95 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz
angefügt:

„Für Polen und Slowenien wird der Betrag je Tonne für
die Milchprämie 2004 mit der vorläufigen einzelbetrieb-
lichen Referenzmenge multipliziert, die dem Betrieb am
1. Mai 2004 zur Verfügung steht.“

b) Dem Artikel 95 Absatz 4 werden folgende Unterabsätze
angefügt:

„Für die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lett-
land, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die
Slowakei sind die in Unterabsatz 1 genannten Gesamt-
mengen in Tabelle f des Anhangs I der Verordnung (EG)
Nr. 1788/2003 des Rates (*) angegeben.

Für die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland,
Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die
Slowakei ist der in Unterabsatz 1 genannte Zwölfmo-
natszeitraum der Zeitraum 2004/2005.

(*) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 123.“

c) In Artikel 96 Absatz 2 erhält die Tabelle folgende
Fassung:

„(2) Ergänzungszahlungen: Gesamtbeträge in Mio.
EUR:

2004 2005 2006 und
2007 (*)

Belgien 12,12 24,30 36,45

Tschechische Re-
publik

9,817 19,687 29,530

Dänemark 16,31 32,70 49,05

Deutschland 101,99 204,53 306,79

Estland 2,286 4,584 6,876

Griechenland 2,31 4,63 6,94

Spanien 20,38 40,86 61,29

Frankreich 88,70 177,89 266,84

Irland 19,20 38,50 57,76

Italien 36,34 72,89 109,33

Zypern 0,531 1,066 1,599

Lettland 2,545 5,104 7,656

Litauen 6,028 12,089 18,133

Luxemburg 0,98 1,97 2,96

Ungarn 7,127 14,293 21,440

Malta 0,178 0,357 0,536

Niederlande 40,53 81,29 121,93

Österreich 10,06 20,18 30,27

Polen 32,808 65,796 98,694

Portugal 6,85 13,74 20,62

Slowenien 2,051 4,114 6,170

Slowakei 3,709 7,438 11,157

Finnland 8,81 17,66 26,49

Schweden 12,09 24,24 36,37

Vereinigtes
Königreich

53,40 107,09 160,64

(*) Und bei Anwendung von Artikel 70 für die folgenden Kalenderjahre.

In den neuen Mitgliedstaaten werden die Gesamtbeträge
im Einklang mit dem Steigerungsstufenschema gemäß
Artikel 143a angewandt.“
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4. Nummer 26 wird wie folgt angepasst:

a) Der Titel wird wie folgt ersetzt:

„26. 31999 R 1257: Verordnung (EG) Nr. 1257/1999
des Rates vom 17. Mai 1999 über die Förderung
der Entwicklung des ländlichen Raums durch den
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für
die Landwirtschaft (EAGFL) und zur Änderung bzw.
Aufhebung bestimmter Verordnungen (ABl. L 160
vom 26.6.1999, S. 80), geändert durch

— 32003 R 1783: Verordnung (EG) Nr. 1783/
2003 des Rates vom 29.9.2003 (ABl. L 270
vom 21.10.2003, S. 70)“.

b) Nummer 1 zur Einfügung von Kapitel IXa in Titel II
wird wie folgt geändert:

i) Artikel 33c wird gestrichen.

ii) Artikel 33f Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Es kann Unterstützung für gebietsbezogene,
integrierte Entwicklungsstrategien mit Pilotcharakter
gewährt werden, die von lokalen Aktionsgruppen
entsprechend den in den Nummern 12, 14 und 36
der Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten
vom 14. April 2000 über die Leitlinien für die
Gemeinschaftsinitiative für die Entwicklung des länd-
lichen Raums (Leader+) (*) dargelegten Grundsätzen
erarbeitet werden. Diese Unterstützung wird nur den
Regionen gewährt, in denen es bereits eine ausrei-
chende Verwaltungskapazität und Erfahrungen mit
Konzepten gibt, die ihrem Wesen nach auf die
Entwicklung des ländlichen Raums auf lokaler Ebene
abstellen.

(*) ABl. C 139 vom 18.5.2000, S. 5.“

iii) Artikel 33h erhält folgende Fassung:

„Artikel 33h

Ergänzung zu Direktzahlungen

(1) Landwirten, die gemäß Artikel 143c der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates (*)
Anspruch auf einzelstaatliche Direktzahlungen oder
Beihilfen haben, kann als befristete und eigenständige
Maßnahme nur im Zeitraum 2004 bis 2006 Unter-
stützung gewährt werden.

(2) Die einem Landwirt für die Jahre 2004, 2005
und 2006 gewährte Unterstützung überschreitet
nicht die Differenz zwischen

a) dem Betrag der in den neuen Mitgliedstaaten für
das betreffende Jahr gemäß Artikel 143a der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 gewährten
Direktzahlungen und

b) 40 % des Betrags der in der Gemeinschaft in ihrer
Zusammensetzung am 30. April 2004 in dem
betreffenden Jahr gewährten Direktzahlungen.

(3) Der Beitrag der Gemeinschaft zu der einem
neuen Mitgliedstaat nach diesem Artikel in den
Jahren 2004, 2005 und 2006 jeweils zu gewäh-
renden Unterstützung überschreitet nicht 20 % der
jeweiligen jährlichen Mittelausstattung. Ein neuer
Mitgliedstaat kann jedoch anstelle des jährlichen

Satzes von 20 % die folgenden Sätze anwenden: 25 %
im Jahr 2004, 20 % im Jahr 2005 und 15 % im Jahr
2006.

(4) Die einem Landwirt im Rahmen dieses Artikels
gewährte Unterstützung gilt

a) im Fall Zyperns als ergänzende einzelstaatliche
Direktbeihilfe für die Zwecke der Anwendung der
Gesamtbeträge gemäß Artikel 143c Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003;

b) im Fall jedes anderen neuen Mitgliedstaats als
ergänzende einzelstaatliche Direktzahlung bzw.
Beihilfe für die Zwecke der Anwendung der in
Artikel 143c Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 festgelegten Höchstsätze.

(*) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1.“

iv) In Artikel 33l wird nach Absatz 2 folgender Absatz
eingefügt:

„(2a) Abweichend von Artikel 21b kann bei
gemeinschaftlichen Agrarnormen, für die gemäß den
in Artikel 24 der Beitrittsakte (*) genannten
Anhängen eine Übergangsfrist vorgesehen ist, ab
dem Zeitpunkt der Förderfähigkeit der Ausgaben im
Rahmen des Programmplanungsdokuments für die
Entwicklung des ländlichen Raums den Landwirten,
die diese Normen erfüllen, für einen Zeitraum von
höchstens fünf Jahren die befristete Beihilfe gewährt
werden.

(*) ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 33.“

c) Unter Nummer 6 zur Einfügung von Kapitel IVa in
Titel III wird Artikel 47a Absatz 1 Buchstabe c gestri-
chen.

d) Unter Nummer 10 zur Hinzufügung von Anhang II
wird die Artikel 33c betreffende Zeile gestrichen.

5. Nummer 27 erhält folgende Fassung:

„27. 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsre-
gelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93,
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG)
Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/
1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000,
(EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001
(ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1).“

a) In Artikel 1 wird nach dem zweiten Gedankenstrich der
folgende Gedankenstrich eingefügt:

„— eine Übergangsregelung für eine vereinfachte
Einkommensstützung zugunsten der Betriebsinhaber
in den neuen Mitgliedstaaten (im Folgenden ‚Rege-
lung für die einheitliche Flächenzahlung‘);“

b) In Artikel 2 wird folgender Buchstabe angefügt:

„g) ‚neue Mitgliedstaaten‘ die Tschechische Republik,
Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta,
Polen, Slowenien und die Slowakei.“
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c) Nach Titel IV wird folgender Titel IVa eingefügt:

„TITEL IVA

DURCHFÜHRUNG VON STÜTZUNGSREGELUNGEN IN
DEN NEUEN MITGLIEDSTAATEN

Artikel 143a

Einführung von Stützungsregelungen

In den neuen Mitgliedstaaten werden die Direktzah-
lungen nach folgendem Schema eingeführt, in dem die
Steigerungsstufen als Prozentsatz der Höhe derartiger
Zahlungen in der Gemeinschaft in ihrer Zusammenset-
zung am 30. April 2004 ausgedrückt werden:
— 2004: 25 %,

— 2005: 30 %,

— 2006: 35 %,

— 2007: 40 %,

— 2008: 50 %,

— 2009: 60 %,

— 2010: 70 %,

— 2011: 80 %,

— 2012: 90 %,

— ab 2013: 100 %.

Artikel 143b

Regelung für die einheitliche Flächenzahlung

(1) Die neuen Mitgliedstaaten können spätestens am
Tag des Beitritts beschließen, die Direktzahlungen
während des in Absatz 9 genannten Anwendungszeit-
raums durch eine einheitliche Flächenzahlung zu
ersetzen, die nach Absatz 2 berechnet wird.

(2) Die einheitliche Flächenzahlung erfolgt einmal
jährlich. Sie wird berechnet, indem der nach Absatz 3
festgelegte jährliche Finanzrahmen durch die nach
Absatz 4 festgelegte landwirtschaftliche Fläche jedes
neuen Mitgliedstaats dividiert wird.

(3) Die Kommission legt den jährlichen Finanzrahmen
für jeden neuen Mitgliedstaat wie folgt fest:
— als die Summe der in dem betreffenden Kalenderjahr

für Direktzahlungen in dem neuen Mitgliedstaat
verfügbaren Mittel,

— nach den einschlägigen Gemeinschaftsvorschriften
auf der Grundlage der in der Beitrittsakte und in
späteren gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften für
jede Direktzahlung festgelegten quantitativen Para-
meter, wie z.B. Grundflächen, Prämienobergrenzen
und garantierte Höchstmengen (GHM) sowie

— korrigiert durch die Anwendung der einschlägigen
Prozentsätze für die schrittweise Einführung von
Direktzahlungen gemäß Artikel 143a.

(4) Die landwirtschaftliche Fläche eines neuen
Mitgliedstaats im Sinne der Regelung für die einheitliche
Flächenzahlung ist der Teil der landwirtschaftlich
genutzten Fläche, der sich am 30. Juni 2003, gleich-
gültig ob zu diesem Datum tatsächlich genutzt oder
nicht, in gutem landwirtschaftlichen Zustand befand und
gegebenenfalls nach den von dem neuen Mitgliedstaat
nach Genehmigung durch die Kommission festgelegten
objektiven Kriterien angepasst wurde.

Die ‚landwirtschaftlich genutzte Fläche‘ ist die Gesamt-
fläche an Ackerland, Dauergrünland, Dauerkulturen
sowie Haus- und Nutzgärten, die von der Kommission
(EUROSTAT) für statistische Zwecke ermittelt wurde.

(5) Für Zahlungen im Rahmen der Regelung für die
einheitliche Flächenzahlung kommen alle Arten landwirt-
schaftlicher Grundstücke in Betracht, die den Kriterien
gemäß Absatz 4 genügen.

Die Mindestfläche pro Betrieb, für die Zahlungen bean-
tragt werden können, wird auf 0,3 ha festgesetzt. Die
neuen Mitgliedstaaten können jedoch anhand objektiver
Kriterien und nach Zustimmung der Kommission die
Mindestfläche auf höchstens 1 ha heraufsetzen.

(6) Es besteht keine Verpflichtung zur Erzeugung oder
zum Einsatz der Produktionsfaktoren. Die Betriebsin-
haber können die in Absatz 4 genannten Flächen jedoch
für alle landwirtschaftlichen Zwecke nutzen. Für die
Erzeugung von Hanf des KN-Codes 5302 10 00 gelten
Artikel 5a Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1251/
1999 des Rates (*), Artikel 7b der Verordnung (EG)
Nr. 2316/1999 der Kommission (**) sowie Artikel 52
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung.

Alle Flächen, für die im Rahmen der Regelung für die
einheitliche Flächenzahlung Beihilfen gewährt werden,
sind in einem mit dem Umweltschutz zu vereinbarenden
guten landwirtschaftlichen Zustand zu halten.

Ab 1. Januar 2005 ist die Anwendung der Artikel 3, 4,
6, 7 und 9 für die neuen Mitgliedstaaten fakultativ,
sofern sich diese Bestimmungen auf Grundanforderungen
an die Betriebsführung beziehen.

(7) Würde die einheitliche Flächenzahlung für ein
bestimmtes Jahr in einem neuen Mitgliedstaat den für
ihn geltenden jährlichen Finanzrahmen übersteigen, so
wird der nationale Hektarbetrag für diesen neuen
Mitgliedstaat durch Anwendung eines Kürzungskoeffi-
zienten proportional gesenkt.

(8) Soweit erforderlich finden die Gemeinschaftsvor-
schriften für das integrierte System, die in der Verord-
nung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates (***), insbesondere
in Artikel 2, bzw. in Titel II Kapitel 4 der vorliegenden
Verordnung, insbesondere deren Artikel 18, festgelegt
sind, auf die Regelung für die einheitliche Flächenzahlung
Anwendung. Jeder neue Mitgliedstaat, der sich für diese
Regelung entscheidet, hat daher
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— die jährlichen Beihilfeanträge der Betriebsinhaber in
die Wege zu leiten und zu bearbeiten. Diese Anträge
enthalten Angaben über die Antragsteller und über
die gemeldeten landwirtschaftlichen Grundstücke
(Registriernummer und Fläche);

— ein System zur Identifizierung landwirtschaftlicher
Grundstücke einzurichten, um zu gewährleisten, dass
die Grundstücke, für die Beihilfeanträge gestellt
werden, identifizierbar sind und ihre Fläche bestimmt
werden kann, dass sie landwirtschaftlicher Natur sind
und dass für sie nicht weitere Beihilfeanträge gestellt
wurden;

— eine computergestützte Datenbank für landwirtschaft-
liche Betriebe, Grundstücke und Beihilfeanträge
einzurichten;

— die Beihilfeanträge für das Jahr 2004 gemäß den Arti-
keln 7 und 8 der Verordnung (EWG) Nr. 3508/92
und die Beihilfeanträge für Jahre ab 2005 gemäß
Artikel 23 der vorliegenden Verordnung zu über-
prüfen.

Die Anwendung der Regelung für die einheitliche
Flächenzahlung berührt in keiner Weise die Verpflich-
tung des einzelnen neuen Mitgliedstaats zur Umsetzung
der Gemeinschaftsvorschriften über die Kennzeichnung
und Registrierung von Tieren nach Maßgabe der Richt-
linie 92/102/EWG des Rates (****) und der Verordnung
(EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und
des Rates (*****).

(9) Jeder neue Mitgliedstaat kann die Regelung für die
einheitliche Flächenzahlung bis Ende 2006 in Anspruch
nehmen; auf Antrag eines neuen Mitgliedstaats kann
dieser Zeitraum zweimal um ein Jahr verlängert werden.
Vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 11 kann
jeder neue Mitgliedstaat beschließen, die Anwendung der
Regelung am Ende des ersten oder des zweiten Jahres des
Anwendungszeitraums zu beenden, um die Betriebsprä-
mienregelung anzuwenden. Die neuen Mitgliedstaaten
setzen die Kommission bis zum 1. August des letzten
Anwendungsjahres von ihrer Absicht in Kenntnis, die
Anwendung der Regelung zu beenden.

(10) Vor Ende des Anwendungszeitraums der Rege-
lung für die einheitliche Flächenzahlung prüft die
Kommission, inwieweit der betreffende neue Mitglied-
staat in der Lage ist, die Direktzahlungen uneinge-
schränkt anzuwenden.

Insbesondere ergreifen die neuen Mitgliedstaaten vor
dem Ende des Anwendungszeitraums der Regelung für
die einheitliche Flächenzahlung alle erforderlichen
Maßnahmen zur Einrichtung des in Artikel 18 genanten
integrierten Systems, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung der Direktzahlungen in der zu diesem Zeitpunkt
geltenden Form sicherzustellen.

(11) Auf der Grundlage ihrer Bewertung verfährt die
Kommission wie folgt:

a) Sie stellt fest, dass der neue Mitgliedstaat dem in den
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in ihrer Zusammen-
setzung am 30. April 2004 angewendeten System
von Direktzahlungen beitreten kann,

oder

b) sie beschließt, dass die Regelung für die einheitliche
Flächenzahlung von dem neuen Mitgliedstaat so lange
weiter anzuwenden ist, bis die erforderlichen Verwal-
tungs- und Kontrollverfahren vollständig eingeführt
sind und ordnungsgemäß funktionieren.

Vor Ablauf des Verlängerungszeitraums gemäß Buch-
stabe b ist Absatz 10 anzuwenden.

Bis zum Ende des fünfjährigen Anwendungszeitraums
der Regelung für die einheitliche Flächenzahlung (d.h.
2008) wird der in Artikel 143a festgelegte Prozentsatz
angewandt. Wird die Regelung für die einheitliche
Flächenzahlung aufgrund eines Beschlusses gemäß Buch-
stabe b über dieses Datum hinaus verlängert, so gilt der
in Artikel 143a für das Jahr 2008 festgelegte Prozentsatz
bis zum Ende des letzten Jahres der Anwendung der
Regelung für die einheitliche Flächenzahlung.

(12) Nach Ablauf des Anwendungszeitraums der
Regelung für die einheitliche Flächenzahlung werden die
Direktzahlungen nach den einschlägigen Gemeinschafts-
vorschriften und auf der Grundlage der in der Beitritts-
akte (******) und anschließenden gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften für jede Direktzahlung festgelegten
quantitativen Parameter, wie z.B. Grundflächen, Prä-
mienobergrenzen und garantierte Höchstmengen (GHM),
angewandt. Ab diesem Zeitpunkt gelten die in Arti-
kel 143a für die jeweiligen Jahre festgelegten Pro-
zentsätze.

(13) Die neuen Mitgliedstaaten unterrichten die
Kommission im Einzelnen über die zur Durchführung
dieses Artikels, insbesondere nach Absatz 7, ergriffenen
Maßnahmen.

Artikel 143c

Ergänzende einzelstaatliche Direktzahlungen und
Direktzahlungen

(1) Im Rahmen dieses Artikels gilt Folgendes: Eine ‚mit
der GAP vergleichbare nationale Regelung‘ ist jede vor
dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten geltende Regelung
für einzelstaatliche Direktzahlungen, in deren Rahmen
den Betriebsinhabern Beihilfen für Erzeugnisse gewährt
wurden, für die eine der Direktzahlungen gilt.

(2) Vorbehaltlich der Genehmigung durch die
Kommission haben die neuen Mitgliedstaaten die
Möglichkeit, die Direktzahlungen wie folgt aufzustocken:

a) für alle Direktzahlungen: bis auf 55 % des Niveaus der
in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am
30. April 2004 gewährten Direktzahlungen im Jahr
2004, 60 % im Jahr 2005, 65 % im Jahr 2006 und ab
2007 um bis zu 30 Prozentpunkte über das in Arti-
kel 143a für das betreffende Jahr festgelegte Niveau
hinaus. Die Tschechische Republik kann jedoch die
Direktzahlungen für Kartoffelstärke auf bis zu 100 %
des in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung
am 30. April 2004 geltenden Niveaus aufstocken;

oder
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b) i) für andere Direktzahlungen als die Betriebsprä-
mienregelung: bis zur Gesamthöhe der Direktbei-
hilfen, auf die der Betriebsinhaber in dem neuen
Mitgliedstaat im Kalenderjahr 2003 für die
einzelnen Erzeugnisse im Rahmen einer mit der
GAP vergleichbaren nationalen Regelung
Anspruch gehabt hätte, erhöht um 10 Pro-
zentpunkte. Für Litauen ist das Bezugsjahr jedoch
das Kalenderjahr 2002, und bei Slowenien beläuft
sich der Zuschlag 2004 auf 10 Prozentpunkte,
2005 auf 15 Prozentpunkte, 2006 auf 20 Pro-
zentpunkte und ab 2007 auf 25 Prozentpunkte.

ii) In Bezug auf die Betriebsprämienregelung wird der
Gesamtbetrag der ergänzenden staatlichen Direkt-
beihilfen, der von einem neuen Mitgliedstaat in
einem Jahr gewährt werden darf, durch einen
besonderen Finanzrahmen begrenzt. Dieser
Rahmen entspricht der Differenz zwischen

— dem Gesamtbetrag der Direktbeihilfen im
Rahmen von der GAP vergleichbaren natio-
nalen Regelungen, der in dem betreffenden
neuen Mitgliedstaat für das Kalenderjahr
2003 — bzw. im Falle Litauens für das Kalen-
derjahr 2002 — zur Verfügung gestanden
hätte, jeweils erhöht um 10 Prozentpunkte.
Bei Slowenien beläuft sich jedoch der Zuschlag
2004 auf 10 Prozentpunkte, 2005 auf
15 Prozentpunkte, 2006 auf 20 Prozent-
punkte und ab 2007 auf 25 Prozentpunkte;

und

— der in Anhang VIIIa aufgeführten nationalen
Obergrenze des betreffenden neuen Mitglied-
staats, gegebenenfalls gemäß Artikel 64
Absatz 2 und Artikel 70 Absatz 2 angepasst.

Bei der Berechnung des im ersten Gedankenstrich
genannten Gesamtbetrags werden die staatlichen
Direktzahlungen und/oder deren Komponenten
mitgerechnet, die den gemeinschaftlichen Direktzah-
lungen und/oder deren Komponenten entsprechen,
die bei der Berechnung der effektiven Obergrenze des
betreffenden neuen Mitgliedstaats gemäß Artikel 64
Absatz 2, Artikel 70 Absatz 2 und Artikel 71c
berücksichtigt wurden.

Für jede betroffene Direktzahlung kann sich ein neuer
Mitgliedstaat für die Anwendung der Option a oder
der Option b entscheiden.

Der Gesamtbetrag der Direktbeihilfe, die einem
Betriebsinhaber in dem neuen Mitgliedstaat nach dem
Beitritt im Rahmen der einschlägigen Direktzahlungen
einschließlich aller ergänzenden staatlichen Direktzah-
lungen gewährt werden kann, darf nicht die Höhe der
Direktbeihilfe überschreiten, auf die er im Rahmen
der jeweiligen Direktzahlung Anspruch hätte, die zu
diesem Zeitpunkt in den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft in ihrer Zusammensetzung am 30. April 2004
gilt.

(3) Zypern kann die einem Betriebsinhaber im
Rahmen der einzelnen in Anhang 1 aufgeführten Direkt-
zahlungen gewährten Direktbeihilfen bis zur Gesamt-
höhe der Beihilfe aufstocken, auf die der Betriebsinhaber
im Jahr 2001 in Zypern Anspruch gehabt hätte.

Die zyprischen Behörden stellen sicher, dass der Gesamt-
betrag der Direktbeihilfe, die einem Betriebsinhaber in
Zypern nach dem Beitritt im Rahmen der einschlägigen
Direktzahlungen einschließlich aller ergänzenden staat-
lichen Direktzahlungen gewährt wird, in keinem Fall die
Höhe der Direktbeihilfe überschreitet, auf die er in dem
entsprechenden Jahr im Rahmen der jeweiligen Direkt-
zahlung in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung
am 30. April 2004 Anspruch hätte.

Die ergänzenden staatlichen Direktzahlungen werden in
der in Anhang XII angegebenen Gesamthöhe gewährt.

Die ergänzenden staatlichen Beihilfen werden vorbehalt-
lich der Anpassungen gewährt, die aufgrund der Entwick-
lung der Gemeinsamen Agrarpolitik gegebenenfalls erfor-
derlich werden.

Die Absätze 2 und 5 gelten nicht für Zypern.

(4) Ein neuer Mitgliedstaat, der sich für die Regelung
für die einheitliche Flächenzahlung entscheidet, kann
unter den in den Absätzen 5 und 8 genannten Bedin-
gungen ergänzende einzelstaatliche Direktbeihilfen
gewähren.

(5) Für das Jahr 2004 wird der Gesamtbetrag der bei
Anwendung der Regelung für die einheitlichen Flächen-
zahlung in diesem Jahr pro (Teil)sektor gewährten ergän-
zenden staatlichen Direktbeihilfen für jeden (Teil)sektor
durch einen besonderen Finanzrahmen begrenzt. Dieser
Rahmen entspricht der Differenz zwischen

— dem aus der Anwendung von Absatz 2 Buchstabe a
oder b für die einzelnen (Teil)sektoren resultierenden
Gesamtbetrag und

— dem Gesamtbetrag der Direktbeihilfe, der in dem
betreffenden neuen Mitgliedstaat für denselben (Teil)-
sektor in dem jeweiligen Jahr im Rahmen der Rege-
lung für die einheitliche Flächenzahlung zur Verfü-
gung stehen würde.

Für die Jahre ab 2005 braucht die oben genannte
Begrenzung nicht länger durch Anwendung von (teil)sek-
torspezifischen Finanzrahmen vorgenommen zu werden.
Die neuen Mitgliedstaaten behalten jedoch das Recht,
(teil)sektorspezifische Finanzrahmen anzuwenden, wobei
sich ein solcher (teil)sektorspezifischer Finanzrahmen
jedoch nur beziehen darf auf

— die mit der Betriebsprämienregelung kombinierten
Direktzahlungen und/oder

— eine oder mehrere der Direktzahlungen, die gemäß
Artikel 70 Absatz 2 aus der Betriebsprämienrege-
lung ausgeschlossen werden bzw. ausgeschlossen
werden können oder für die eine partielle Durchfüh-
rung gemäß Artikel 64 Absatz 2 möglich ist.
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(6) Der neue Mitgliedstaat kann anhand objektiver
Kriterien nach Genehmigung durch die Kommission die
Beträge der ergänzenden staatlichen Beihilfe festlegen.

(7) Die Kommission
— nennt in ihren Genehmigungen in den Fällen, in

denen Absatz 2 Buchstabe b) Anwendung findet, die
mit der GAP vergleichbaren nationalen Regelungen
für Direktzahlungen,

— legt in ihren Genehmigungen fest, bis zu welcher
Höhe die ergänzende staatliche Beihilfe gewährt
werden kann, welchen Prozentsatz die ergänzende
staatliche Beihilfe ausmacht sowie gegebenenfalls,
unter welchen Bedingungen sie gewährt werden darf,

— erteilt ihre Genehmigungen vorbehaltlich aller
aufgrund der Entwicklung der Gemeinsamen Agrar-
politik gegebenenfalls erforderlichen Anpassungen.

(8) Landwirtschaftliche Tätigkeiten, für die in der
Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am 30. April
2004 keine Direktzahlungen vorgesehen sind, kommen
für ergänzende einzelstaatliche Zahlungen oder für eine
Beihilfe nicht in Betracht.

(9) Zypern kann zusätzlich zu den ergänzenden
einzelstaatlichen Direktzahlungen bis Ende 2010 eine
degressive staatliche Übergangsbeihilfe gewähren. Diese
staatliche Beihilfe wird in ähnlicher Form wie eine
Gemeinschaftsbeihilfe gewährt, so z.B. in Form entkop-
pelter Zahlungen.

Unter Berücksichtigung der Art und des Umfangs der
2001 gewährten staatlichen Beihilfen kann Zypern für
die in Anhang XIII genannten (Teil)sektoren staatliche
Beihilfen bis zu der in diesem Anhang angegebenen
Höhe gewähren.

Die staatlichen Beihilfen werden vorbehaltlich aller
aufgrund der Entwicklung der Gemeinsamen Agrarpolitik
gegebenenfalls erforderlichen Anpassungen gewährt.
Erweisen sich derartige Anpassungen als erforderlich, so
werden die Höhe der Beihilfe oder die Voraussetzungen
für ihre Gewährung auf der Grundlage einer Entschei-
dung der Kommission geändert.

Zypern legt der Kommission jährlich einen Bericht über
die Durchführung der staatlichen Beihilfemaßnahmen
vor; in diesem Bericht werden für jeden (Teil)sektor die
Art der Beihilfen und ihre Höhe angegeben.

(10) Lettland kann zusätzlich zu den ergänzenden
einzelstaatlichen Direktzahlungen bis Ende 2008 eine
degressive staatliche Übergangsbeihilfe gewähren. Diese
staatliche Beihilfe wird in ähnlicher Form wie eine
Gemeinschaftsbeihilfe gewährt, so z.B. in Form entkop-
pelter Zahlungen.

Lettland kann für die in Anhang XIV genannten (Teil)-
sektoren staatliche Beihilfen bis zu der in diesem Anhang
angegebenen Höhe gewähren.

Die staatlichen Beihilfen werden vorbehaltlich aller
aufgrund der Entwicklung der Gemeinsamen Agrarpolitik
gegebenenfalls erforderlichen Anpassungen gewährt.
Erweisen sich derartige Anpassungen als erforderlich, so
werden die Höhe der Beihilfe oder die Voraussetzungen
für ihre Gewährung auf der Grundlage einer Entschei-
dung der Kommission geändert.

Lettland legt der Kommission jährlich einen Bericht über
die Durchführung der staatlichen Beihilfemaßnahmen
vor; in diesem Bericht werden für jeden (Teil)sektor die
Art der Beihilfen und ihre Höhe angegeben.

(*) Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 des Rates zur
Einführung einer Stützungsregelung für Erzeuger
bestimmter landwirtschaftlicher Kulturpflanzen
(ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 1).

(**) Verordnung (EG) Nr. 2316/1999 der Kommis-
sion mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 des Rates zur
Einführung einer Stützungsregelung für Erzeuger
bestimmter landwirtschaftlicher Kulturpflanzen
(ABl. L 280 vom 30.10.1999, S. 43).

(***) Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates zur
Einführung eines integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems für bestimmte gemeinschaftliche
Beihilferegelungen (ABl. L 355 vom 5.12.1992,
S. 1).

(****) Richtlinie 92/102/EWG des Rates über die
Kennzeichnung und Registrierung von Tieren
(ABl. L 355 vom 5.12.1992, S. 32).

(*****) Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 17. Juli
2000 zur Einführung eines Systems zur Kenn-
zeichnung und Registrierung von Rindern und
über die Etikettierung von Rindfleisch und Rind-
fleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABl. L
204 vom 11.8.2000, S.1).

(******) ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 33.“

d) In Artikel 145 wird nach Buchstabe d folgender Buch-
stabe eingefügt:
„d)a Durchführungsbestimmungen zu Titel IVa,“

e) Dem Artikel 153 Absatz 4 wird folgender Satz ange-
fügt:
„Die vereinfachte Regelung gemäß Artikel 2a der
genannten Verordnung gilt nicht für die neuen Mitglied-
staaten.“

f) In Anhang I wird nach der Zeile „Einheitliche Betriebs-
prämie“ folgende Zeile eingefügt:

„Einheitliche Flächen-
zahlung

Titel IVa Artikel
143b dieser
Verordnung

Produktionsentkop-
pelte Zahlung, die

alle in diesem
Anhang genannten

Direktzahlungen
ersezt“

g) Es werden folgende Anhänge angefügt:
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„ANHANG XII

Tabelle 1

Zypern: Ergänzende einzelstaatliche Direktzahlungen bei Anwendung der normalen Regelungen für Direktzahlungen

Steigerungsstufenschema 25 % 30 % 35 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 % 90 %

Sektor 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Landwirtschaftliche Kultur-
pflanzen (außer Hartweizen)

7 913 822 7 386 234 6 858 646 6 331 058 75 881 4 220 705 3 165 529 2 110 353 1 055 176

Hartweizen 2 256 331 2 059 743 1 888 505 1 743 235 1 452 696 1 162 157 871 618 581 078 290 539

Körnerleguminosen 30 228 28 273 26 318 24 363 20 363 16 362 12 272 8 181 4 091

Milch und Milcherzeugnisse 887 535 1 759 243 2 311 366 2 133 569 1 777 974 1 422 379 1 066 784 711 190 355 595

Rindfleisch 3 456 709 3 226 262 2 995 814 2 765 367 2 304 473 1 843 578 1 382 684 921 789 460 895

Schaf- und Ziegenfleisch 8 267 087 7 715 948 7 164 809 6 613 669 5 511 391 4 409 113 3 306 835 2 204 556 1 102 278

Olivenöl 5 951 250 5 554 500 5 157 750 4 761 000 3 967 500 3 174 000 2 380 500 1 587 000 793 500

Tabak 782 513 730 345 678 178 626 010 521 675 417 340 313 005 208 670 104 335

Bananen 3 290 625 3 071 250 2 851 875 2 632 500 2 193 750 1 755 000 1 316 250 877 500 0

Getrocknete Weintrauben 104 393 86 562 68 732 50 901 15 241 0 0 0 0

Mandeln 49 594 30 878 12 161 0 0 0 0 0 0

Insgesamt 32 990 086 31 649 237 30 014 153 27 681 672 23 040 943 18 420 634 13 815 476 9 210 317 4 166 409

Ergänzende einzelstaatliche Direktzahlungen im Rahmen der Betriebsprämienregelung:

Der Gesamtbetrag der ergänzenden einzelstaatlichen Direktzahlungen, der im Rahmen der Betriebsprämienregelung gezahlt werden kann, entspricht der Summe der sektorspezi-
fischen Obergrenzen gemäß dieser Tabelle bei den in die Betriebsprämienregelung einbezogenen Sektoren, sofern die Stützung in diesen Sektoren produktionsentkoppelt ist.
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Tabelle 2

Zypern: Ergänzende einzelstaatliche Direktzahlungen bei Anwendung der Regelung für die einheitliche Flächenzahlung (Direktzahlungen)

Regelung für die einheitliche Flächenzahlung

Sektor 2004 2005 2006 2007 2008

Landwirtschaftliche Kulturpflanzen (außer
Hartweizen)

6 182 503 3 997 873 2 687 095 1 303 496 0

Hartweizen 2 654 980 2 469 490 2 358 196 2 240 719 2 018 131

Körnerleguminosen 27 346 20 566 16 498 12 204 4 068

Milch und Milcherzeugnisse 1 153 380 2 323 212 3 501 948 3 492 448 3 474 448

Rindfleisch 4 608 945 4 608 945 4 608 945 4 608 945 4 608 945

Schaf- und Ziegenfleisch 10 932 782 10 887 782 10 860 782 10 832 282 10 778 282

Olivenöl 7 215 000 6 855 000 6 639 000 6 411 000 5 979 000

Getrocknete Weintrauben 182 325 176 715 173 349 169 796 163 064

Bananen 4 368 300 4 358 700 4 352 940 4 346 860 4 335 340

Tabak 1 049 000 1 046 750 1 045 400 1 043 975 1 041 275

Insgesamt 38 374 562 36 745 034 36 244 154 34 461 726 32 402 554
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ANHANG XIII

STAATLICHE BEIHILFEN IN ZYPERN

Sektor 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010

Getreide (außer Hartweizen) 7 920 562 6 789 053 5 657 544 4 526 035 3 394 527 2 263 018 1 131 509

Milch und Milcherzeugnisse 5 405 996 3 161 383 1 405 471 1 124 377 843 283 562 189 281 094

Rindfleisch 227 103 194 660 162 216 129 773 97 330 64 887 0

Schaf- und Ziegenfleisch 3 597 708 3 083 750 2 569 791 2 055 833 1 541 875 1 027 917 513 958

Schweinesektor 9 564 120 8 197 817 6 831 514 5 465 211 4 098 909 2 732 606 1 366 303

Geflügel und Eier 3 998 310 3 427 123 2 855 936 2 284 749 1 713 561 1 142 374 571 187

Wein 15 077 963 12 923 969 10 769 974 8 615 979 6 461 984 4 307 990 2 153 995

Olivenöl 7 311 000 6 266 571 5 222 143 4 177 714 3 133 286 2 088 857 1 044 429

Weintrauben 3 706 139 3 176 691 2 647 242 2 117 794 1 588 345 1 058 897 529 448

Verarbeitete Tomaten 411 102 352 373 293 644 234 915 176 187 117 458 58 729

Bananen 445 500 381 857 318 214 254 571 190 929 127 286 63 643

Früchte von Laubbäumen einschl. Steinobst 9 709 806 8 322 691 6 935 576 5 548 461 4 161 346 2 774 230 1 387 115

Insgesamt 67 375 310 56 277 938 45 669 267 36 535 414 27 401 560 18 267 707 9 101 410
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ANHANG XIV

STAATLICHE BEIHILFEN IN LETTLAND

Staatliche Beihilfe

Sektor 2004 2005 2006 2007 2008

Flachs 654 000 523 200 392 400 261 600 130 800

Schweinefleisch 204 000 163 200 122 400 81 600 40 800

Schaf- und Ziegenfleisch 107 000 85 600 64 200 42 800 21 400

Saatgut 109 387 87 510 66 110 44 710 23 310

Insgesamt 1 074 387 859 510 645 110 430 710 216 310“
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Artikel 2

In Anhang VI Kapitel 4 „Landwirtschaft“ der Beitrittsakte
erhalten die Nummern 2 und 3 folgende Fassung:

„2. 31999 R 1254: Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Markt-
organisation für Rindfleisch (ABl. L 160 vom
26.6.1999, S. 21), zuletzt geändert durch:

— 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
des Rates vom 29.9.2003 (ABl. L 270 vom
21.10.2003, S. 1):

Bis Ende 2004 darf Estland abweichend von Artikel 3
Buchstabe f der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999
Kühe der in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 2342/
1999 der Kommission mit Durchführungsvorschriften
zu der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates über
die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch
hinsichtlich der Prämienregelung (*) aufgeführten
Rassen als für die Mutterkuhprämie nach Unterab-
schnitt 3 der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 in
Frage kommende Tiere betrachten, sofern sie von
einem Fleischbullen gedeckt oder besamt wurden.

3. 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege-
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93,
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG)
Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/
1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000,
(EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001
(ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1):

Bis Ende 2006 darf Estland abweichend von
Artikel 122 Buchstabe d der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 Kühe der in Anhang I der Verordnung
(EG) Nr. 2342/1999 der Kommission mit Durchfüh-
rungsvorschriften zu der Verordnung (EG) Nr. 1254/
1999 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation
für Rindfleisch hinsichtlich der Prämienregelung (*)
aufgeführten Rassen als für die Mutterkuhprämie nach
Artikel 125 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 in
Frage kommende Tiere betrachten, sofern sie von
einem Fleischbullen gedeckt oder besamt wurden.

(*) ABl. L 281 vom 4.11.1999, S. 30.“

Artikel 3

Dem Kapitel 5 Abschnitt A „Landwirtschaftsrecht“ von
Anhang VII zur Beitrittsakte wird folgende Nummer angefügt:

„5. 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege-
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93,
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG)
Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/

1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000,
(EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001
(ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1):

Abweichend von Artikel 131 Absatz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 werden die Anforderungen
an die Besatzdichte in Zypern nach und nach einge-
führt, wobei mit 4,5 GVE je Hektar im ersten Jahr
nach dem Beitritt begonnen wird und dieser Wert
linear auf 1,8 GVE je Hektar im fünften Jahr nach dem
Beitritt abfällt.“

Artikel 4

In Kapitel 4 Abschnitt A „Landwirtschaftsrecht“ von Anhang
VIII der Beitrittsakte wird Nummer 3 durch folgende
Nummern ersetzt:

„3. 31999 R 1254: Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Markt-
organisation für Rindfleisch (ABl. L 160 vom
26.6.1999, S. 21), zuletzt geändert durch:

— 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
des Rates vom 29.9.2003 (ABl. L 270,
21.10.2003, S. 1):

Bis Ende 2004 darf Lettland abweichend von Artikel 3
Buchstabe f der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999
Kühe der in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 2342/
1999 der Kommission mit Durchführungsvorschriften
zu der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates über
die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch
hinsichtlich der Prämienregelung (*) aufgeführten
Rassen gemäß Unterabschnitt 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999 als für die Mutterkuhprämie in Frage
kommende Tiere betrachten, sofern sie von einem
Bullen einer Fleischrasse gedeckt oder besamt wurden.

4. 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege-
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93,
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG)
Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/
1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000,
(EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001
(ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1):

Bis Ende 2006 darf Lettland abweichend von
Artikel 122 Buchstabe d der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 Kühe der in Anhang I der Verordnung
(EG) Nr. 2342/1999 der Kommission mit Durchfüh-
rungsvorschriften zu der Verordnung (EG) Nr. 1254/
1999 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation
für Rindfleisch hinsichtlich der Prämienregelung (*)
aufgeführten Rassen gemäß Artikel 125 der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 als für die Mutterkuhprämie
in Frage kommende Tiere betrachten, sofern sie von
einem Bullen einer Fleischrasse gedeckt oder besamt
wurden.

(*) ABl. L 281 vom 4.11.1999, S. 30.“
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Artikel 5

In Kapitel 5 Abschnitt A „Landwirtschaftsrecht“ von
Anhang IX der Beitrittsakte wird Nummer 3 durch folgende
Nummern ersetzt:

„3. 31999 R 1254: Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Markt-
organisation für Rindfleisch (ABl. L 160 vom
26.6.1999, S. 21), zuletzt geändert durch:

— 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
des Rates vom 29.9.2003 (ABl. L 270 vom
21.10.2003, S. 1):

Bis Ende 2004 darf Litauen abweichend von Artikel 3
Buchstabe f der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999
Kühe der in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 2342/
1999 der Kommission mit Durchführungsvorschriften
zu der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates über
die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch
hinsichtlich der Prämienregelung (*) aufgeführten
Rassen gemäß Unterabschnitt 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999 als für die Mutterkuhprämie in Frage
kommende Tiere betrachten, sofern sie von einem
Bullen einer Fleischrasse gedeckt oder besamt wurden.

4. 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege-
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93,
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG)
Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/
1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000,
(EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001
(ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1):

Bis Ende 2006 darf Litauen abweichend von
Artikel 122 Buchstabe d der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 Kühe der in Anhang I der Verordnung
(EG) Nr. 2342/1999 der Kommission mit Durchfüh-
rungsvorschriften zu der Verordnung (EG) Nr. 1254/
1999 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation
für Rindfleisch hinsichtlich der Prämienregelung (*)
aufgeführten Rassen gemäß Artikel 125 der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 als für die Mutterkuhprämie
in Frage kommende Tiere betrachten, sofern sie von
einem Bullen einer Fleischrasse gedeckt oder besamt
wurden.

(*) ABl. L 281 vom 4.11.1999, S. 30.“

Artikel 6

Kapitel 4 Abschnitt A „Landwirtschaftsrecht“ von Anhang XI
der Beitrittsakte wird wie folgt angepasst:

1. Im Kopfteil wird nach dem letzten Gedankenstrich
Folgendes eingefügt:
„32003 R 1784: Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des
Rates vom 29. September 2003 über die gemeinsame
Marktorganisation für Getreide (ABl. L 270 vom
21.10.2003, S. 78)

32003 R 1785: Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 des Rates
vom 29. September 2003 über die gemeinsame Marktorga-
nisation für Reis (ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 96).“

2. Nummer 1 Buchstabe b Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Abweichend von Artikel 21 der Verordnung (EWG)
Nr. 2759/75, Artikel 23 der Verordnung (EG) Nr. 2201/
96, Artikel 40 der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999,
Artikel 38 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999,
Artikel 45 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001,
Artikel 23 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 und
Artikel 24 der Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 darf Malta
eine spezielle zeitlich begrenzte staatliche Beihilfe zur Unter-
stützung des Ankaufs von eingeführten landwirtschaftlichen
Erzeugnissen gewähren, für die vor dem Beitritt Ausfuhrer-
stattungen gezahlt bzw. die aus Drittländern zollfrei einge-
führt wurden, sofern Malta einen Mechanismus vorsieht,
durch den gewährleistet wird, dass die Unterstützung
tatsächlich an die Verbraucher weitergegeben wird. Die
Beihilfe wird auf der Grundlage des Gefälles zwischen den
EU-Preisen (einschließlich Transport) und den Weltmarkt-
preisen berechnet, wobei dieses Gefälle nicht überschritten
werden darf; die Höhe der Ausfuhrerstattung wird dabei
berücksichtigt.“

3. Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. 32003 R 1788: Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des
Rates vom 29. September 2003 über die Erhebung
einer Abgabe im Milchsektor (ABl. L 270 vom
21.10.2003, S. 1):

Abweichend von Artikel 9 der Verordnung (EG)
Nr. 1788/2003 wird der Referenzfettgehalt von Milch
im Falle Maltas nach einem Zeitraum von fünf Jahren ab
dem Beitritt festgelegt.

Bis zur Festlegung des Referenzfettgehalts findet der
Vergleich (oder die Anpassung) der Fettgehalte zum
Zwecke der Berechnung der Zusatzabgabe für Liefe-
rungen nach Artikel 10 der Verordnung (EG)
Nr. 1788/2003 im Falle Maltas keine Anwendung.“

4. Nach Nummer 5 wird folgende Nummer eingefügt:

„5a. 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege-
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93,
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG)
Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/
1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000,
(EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001
(ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1):

Abweichend von Artikel 131 Absätze 1 und 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 werden die Anforde-
rungen an die Besatzdichte in Malta nach und nach
eingeführt, wobei mit 4,5 GVE je Hektar im ersten Jahr
nach dem Beitritt begonnen wird und dieser Wert
linear auf 1,8 GVE je Hektar fünf Jahre nach dem
Beitritt reduziert wird. Zur Bestimmung des Besatzdich-
tefaktors eines Betriebs werden während dieses Zeit-
raums nicht die Milchkühe berücksichtigt, die zur
Erzeugung der Gesamtreferenzmenge für Milch, die
dem Erzeuger zugewiesen wurde, erforderlich sind.

Malta legt der Kommission bis zum 31. Dezember
2007 einen Bericht über die Durchführung dieser
Maßnahme vor.“
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Artikel 7

Kapitel 6 Abschnitt A „Landwirtschaftsrecht“ Nummer 4 von
Anhang XII der Beitrittsakte

1. wird durch folgende Nummern ersetzt:

„4. 31999 R 1254: Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Markt-
organisation für Rindfleisch (ABl. L 160 vom
26.6.1999, S. 21), zuletzt geändert durch:

— 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
des Rates vom 29.9.2003 (ABl. L 270 vom
21.10.2003, S. 1):

Abweichend von Artikel 3 Buchstabe f der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 darf Polen bis
Ende 2004 Kühe der in Anhang I der Verordnung
(EG) Nr. 2342/1999 der Kommission mit Durchfüh-
rungsvorschriften zu der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999 des Rates über die gemeinsame
Marktorganisation für Rindfleisch hinsichtlich der
Prämienregelung (*) aufgeführten Rassen als für die
Mutterkuhprämie nach Unterabschnitt 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 in Frage
kommende Tiere betrachten, sofern sie von einem
Fleischbullen gedeckt oder besamt wurden.

(*) ABl. L 281 vom 4.11.1999, S. 30.

5. 32003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege-
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93,
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG)
Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/
1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000,
(EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001
(ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1):

Abweichend von Artikel 122 Buchstabe d der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 darf Polen bis Ende 2006
Kühe der in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 2342/
1999 der Kommission mit Durchführungsvorschriften
zu der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates über
die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch
hinsichtlich der Prämienregelung (*) aufgeführten
Rassen als für die Mutterkuhprämie nach Artikel 125
der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 in Frage
kommende Tiere betrachten, sofern sie von einem
Bullen einer Fleischrasse gedeckt oder besamt wurden.

(*) ABl. L 281 vom 4.11.1999, S. 30.“

Artikel 8

Dieser Beschluss ist in spanischer, tschechischer, dänischer,
deutscher, estnischer, griechischer, englischer, französischer,
irischer, italienischer, lettischer, litauischer, ungarischer, malte-
sischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, slowa-
kischer, slowenischer, finnischer und schwedischer Sprache
abgefasst, wobei der Wortlaut in jeder dieser 21 Sprachen
gleichermaßen verbindlich ist.

Artikel 9

Dieser Beschluss wird vorbehaltlich des Inkrafttretens des
Vertrags über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Re-
publik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta,
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowa-
kischen Republik zur Europäischen Union am 1. Mai 2004
wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 22. März 2004

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. COWEN
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